
1. Einführung
Unser oberstes Ziel ist die Sicherstellung einer men-
schenwürdigen Wohnraumversorgung.
Deutschland braucht eine Wohnungspolitik, die ihren Bei-
trag zum Abbau der zunehmenden Spaltung der Gesell-
schaft in Arme und Reiche leistet.
Wohnungspolitik steht auf der politischen Agenda auf den
hinteren Plätzen, da nicht Wohnungsnot, sondern im
Gegenteil Wohnungsüberfluss (Leerstand) das zentrale
Problem der Wohnungspolitik in Deutschland sei. Doch
die absehbare demographische Entwicklung, neue Stu dien
zum Leerstand, Wohnungslosigkeit auf hohem Niveau und
die Folgen der Reform der Sozialgesetzgebung sprechen
eine andere Sprache.
Die BAG Wohnungslosenhilfe folgt der Vision einer
Gesellschaft ohne wohnungslose Menschen: Bis zum
Jahre 2010 muss mindestens erreicht worden sein, dass
kein Mensch mehr gegen seinen Willen ohne Unterkunft
auf der Straße schläft.
Menschenwürdiger Wohnraum liegt in Anlehnung an eine
Definition des Europarates dann vor, wenn es sich um
Wohnraum handelt, der den folgenden Kriterien genügt:
– physisch bewohnbar
– nicht baufällig
– gesund
– rechtlich abgesichert und dauerhaft
– nicht überbelegt 
– Schutz bietend vor gewalttätigen Handlungen 
Diese Kriterien liegen auch der Wohnungsnotfalldefinition
in Deutschland zugrunde:
– Wohnungslose Haushalte verfügen nicht über men-

schenwürdigen Wohnraum. 
– Von Wohnungslosigkeit bedrohte Haushalte leben in

menschenwürdigem Wohnraum, sind aber unmittelbar
vom Wohnungsverlust, d.h. vom Verlust eines rechtlich
abgesicherten dauerhaften Besitz-/Mietverhältnisses
bedroht.

– Haushalte in unzumutbaren Wohnverhältnissen leben in
Wohnraum, der in der Regel rechtlich abgesichert und
physisch bewohnbar, aber überbelegt oder sanitär
unzureichend ist oder keinen Schutz vor gewalttätigen
Handlungen bietet.

2. Wohnungspolitische
Rahmenbedingungen im Wandel

Die Versorgungslage der Niedrigeinkommenshaushalte
hat sich zwar im Laufe der 90-er Jahre im Durchschnitt
gebessert, aber die Versorgungssituation steht vor einer
Wende zum Schlechteren. Die Zahlen der von Wohnungs-
losigkeit bedrohten Haushalte sind nach Angaben der
Fachstellen zur Verhinderung von Wohnungsverlust ten-
denziell gestiegen.

Wohnungspolitik findet heute unter gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen statt, die sich durch Globalisierung
und gesellschaftliche Neuentwicklungen stark gewandelt
haben und weiter verändern werden. Für die Versorgung
von Wohnungsnotfällen und Niedrigeinkommenshaushal-
ten sind vor allem folgende Neuentwicklungen von großer
Bedeutung:

2.1 Wandel der Angebots- und Nachfrageseite
– Im Durchschnitt ausgeglichener Wohnungsmarkt – Im

Gegensatz zu der Wohnungsknappheit in vergleich -
baren europäischen Ländern wie Frankreich und Groß-
britannien. Allerdings zeichnet sich ab, dass sich der
deutsche Markt bald an diese europäische Entwicklung
anschließen wird.

– Regionalisierung der Wohnungsmärkte, d.h. u.a. Gleich-
zeitigkeit von Leerständen und Wohnungsdefiziten

– Zunahme der Segregation bestimmter Bevölkerungs-
gruppen

– Neue Wohnungsbedarfe und Zunahme der Haushalts-
zahlen durch den Abbau der Heimunterbringung und
die demographischen Entwicklung

– Abnahme des öffentlich gebundenen Wohnraums 
– Erhöhtes Verarmungsrisiko und damit auch ein erhöh-

tes Risiko von Wohnungsverlusten

2.2 Veränderte Rechts- und Fördergrundlagen
in der Sozial- und Wohnungspolitik

In den letzten Jahren wurden etliche Gesetze mit erheb -
lichen direkten oder indirekten negativen Auswirkungen
auf die Versorgung der Menschen in Wohnungsnot (Woh-
nungsnotfälle) verabschiedet:
– Das neue Wohnraumförderungsgesetz setzt zwar den

Schwerpunkt im sozialen Wohnungsbau auf die beson-
deren Zielgruppen des Wohnungsmarktes, zugleich
nehmen aber die vom Bund zugewiesen Mittel dras-
tisch ab. Noch immer erfolgt keine Umsteuerung von
der proportional übermäßigen Zuweisung der Mittel zu
den sozialen Eigenheimmaßnahmen hin zum sozialen
Mietwohnungsbau.

– Im Rahmen des Sozialgesetzbuches II wurden die Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung sehr restriktiv gere-
gelt. Zudem ist das bisherige Verfahren zur Mietschul-
denübernahme durch unpraktikable Auflagen verkom-
pliziert und bürokratisiert worden. Damit ist das Risiko
des Wohnungsverlustes gestiegen.

– Mit dem Programm „Soziale Stadt“ wurde ein sozial-
raumbezogenes Förderinstrumentarium geschaffen,
das die Wohn- und Lebensbedingungen für benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen verbessern soll, jedoch
noch zu stark auf die Immobilie und zu wenig auf das
soziale Umfeld bezogen ist.
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3. Ziele, Grundsätze und Forderungen einer
Wohnungspolitik für Wohnungsnotfälle 

Ziel von Wohnungspolitik muss es sein:
– für alle armen Bürgerinnen und Bürger eine menschen-

würdige, bedarfsgerechte und preiswerte Wohnraum-
versorgung sicherzustellen

– ihren Beitrag zur Verbesserung der Wohn- und Lebens-
bedingungen in Armutsquartieren, ins. unzumutbarer
Wohnverhältnisse zu leisten

Wir gehen davon aus, dass ohne systematische woh-
nungspolitische Intervention das Ziel einer langfristigen
Beseitigung von Wohnungslosigkeit nicht erreicht werden
kann.
Deshalb bedarf es auch eines Verfassungsrechtes auf
Wohnen und einer festen Verankerung der Wohnungs -
politik auf der Ebene des Bundes.

Wohnungspolitik muss nach folgenden
Grundsätzen gestaltet werden:
– Verhinderung von Wohnungslosigkeit, Versorgung aktuell

Wohnungsloser mit Wohnraum sowie Beseitigung un -
zumutbarer Wohnverhältnisse

– Ausrichtung auf NiedrigeinkommensbezieherInnen und
sozial benachteiligte Haushalte

– Sicherstellung einer ausreichenden Menge preiswerten
Wohnraums

– Wahrung der Zugangschancen zu Wohnraum für Men-
schen in Armut

– Bedarfsgerechte Gestaltung von Wohnraum, Wohn -
umfeld und Sozialraum

– Mitbestimmung der BürgerInnen beim Wohnungsbau
und bei der Wohnumfeldgestaltung

– Dezentralisierung der Steuerungsstrukturen der Woh-
nungspolitik und Einbezug des freigemeinnützigen
Sektors

Europa, Bund, Länder und Kommunen –
den Vierklang neu organisieren
Wohnungspolitik ist eine Gemeinschaftsaufgabe aller
politischen Ebenen.
Die Zuordnung der Wohnungspolitik zu den verschiede-
nen Politikebenen ist nach den Prinzipien der Subsidiari-
tät und der Herstellung gleicher und ausgewogener
Wohnraumversorgung auszurichten.
Die europäische Ebene sollte dafür sorgen, dass in allen
Ländern der Europäischen Union ein Verfassungsrecht
auf Wohnen etabliert wird. Zugleich hat sie die Rahmen-
bedingungen für den Schutz des sozialen Wohnungsbaus
zu garantieren und ein ungehindertes Vordringen der Glo-
balisierung auf die Bau- und Wohnungsmärkte zu verhin-
dern. 
Der Bund schafft einen nationalen Steuerungsrahmen
inkl. der gesetzlichen Verpflichtung zu einem kommunalen
Plan zur Wohnraumversorgung. Er sichert eine Mindest -
finanzierung des sozialen Wohnungsbaus. Eine völlige
Föderalisierung des Wohnungsbaus ist abzulehnen.
Die Länder entwickeln für ihre Regionen und Kommunen
jeweils Rahmenkonzeptionen, die den Zugang einkom-
mensschwacher Haushalte zu Wohnraum sicherstellen. 
Die Kommunen ihrerseits brauchen einen Handlungs -
rahmen, der sie zwingt, Bundes- und Landesgelder ent-
sprechend einzusetzen. Jede Kommune muss sich ihres
Versorgungsauftrages für die Versorgung von Wohnungs-
notfällen stellen. Die Kommunen stellen einen regionalen
Versorgungsplan auf.

4. Grundsätze und Forderungen
auf europäischer Ebene

Fast parallel zur deutschen Einheit beschleunigte sich der
europäische Einigungsprozess. Er rückte ins öffentliche
Bewusstsein, dass Armut, Wohnungslosigkeit und soziale
Ausgrenzung nicht mehr nur von nationalen Bedingungen
abhängig sind. Wohnungslosigkeit gibt es in allen Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union und in schnell
wachsendem Umfang auch in den neu beigetretenen ost-
europäischen Staaten. Wohnungslosigkeit, soziale Aus-
grenzung und Maßnahmen zu ihrer Überwindung sind
damit auch von Entscheidungen auf europäischer Ebene
betroffen.

Mehr Initiativen von der europäischen Ebene
in der Sozial- und Wohnungspolitik

Die europäischen Verträge sehen im Bereich der Woh-
nungspolitik keine und – seit dem Amsterdamer Vertrag –
in der Wohnungs- und Sozialpolitik nur minimale Kompe-
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Vorschlag einer verfassungsrechtlichen Absicherung
der Wohnbedürfnisse1

„Abs. 1
Der Schaffung und Erhaltung von gesunden Wohnbe-
dingungen für alle Menschen gilt die besondere Verant-
wortung des Staates. Er sorgt für eine vorausschauen-
de, der Bedarfsentwicklung angepasste Erweiterung
des Wohnraumangebots und die Schaffung von Wohn-
umwelten, die der zentralen Bedeutung der Wohnung
für das menschliche Leben gerecht werden. Der Ge -
setzgeber bestimmt Inhalt und Grenzen der wirtschaft-
lichen Verwertung von Wohnraum, gewährleistet einen
sozialen Kündigungsschutz und sorgt für einkommens-
gerechte Mieten.
Abs. 2
Bund, Ländern und Gemeinden obliegt die gemein -
same Sorge für die Wohnraumversorgung einkommens-
schwächerer Bevölkerungskreise. Sie fördern dazu
einen sozialen Wohnungsbau sowie private und genos-
senschaftliche Initiative. Die ausreichende Schaffung
von alters- und behindertengerechtem Wohnraum ist
sicherzustellen.
Abs. 3
Eine Räumung von Wohnraum darf nur vollzogen wer-
den, wenn zumutbarer Ersatzwohnraum zur Verfügung
steht.“
1 Dieser Vorschlag wurde von der BAG Wohnungslosenhilfe e.V.

1992 der Verfassungskommission eingereicht, fand aber leider
keine Berücksichtigung. Der Vorschlag basierte auf: Frank-Walter
Steinmeier, Bürger ohne Obdach – Zwischen Pflicht zur Unterkunft
und Recht auf Wohnraum-Tradition und Perspektiven staatlicher
Intervention zur Verhinderung und Beseitigung von Obdachlosig-
keit, VSH Verlag Bielefeld, 1992, S. 395



tenzen der europäischen Union vor. Auch wenn es in kei-
ner Weise sinnvoll ist, Kernbereiche dieser Politikfelder
auf die europäische Ebene zu verlagern, so sind doch
vertraglich geregelte Rahmenbedingungen auf diesen
Gebieten umgehend notwendig.
Es geht nicht um direkte legislative Funktionen im Rah-
men einer europäischen Wohnungspolitik, sondern um
die klare und ausdrückliche Anerkennung der Rolle des
Wohnens in der Sozialpolitik und in anderen Politik -
feldern. Für den Bereich des Wohnens fordern wir daher
von der Bundesregierung, von anderen nationalen Regie-
rungen und der europäischen Kommission konkrete Ini-
tiativen für ein wohnungspolitisches Konzept, das natio-
nale Wohnungspolitik ins. durch folgende Maßnahmen
subsidiär ergänzt:
– Reform der Sozialfonds mit dem Ziel, auch Projekte mit

dem Schwerpunkt Verhinderung sozialer Ausgrenzung
im Wohnungsbereich zu fördern. Eine ausschließliche
Beschränkung auf arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
ist nicht sinnvoll. 

– Initiativen zur Schaffung und Angleichung der nationa-
len Statistiken mit dem Ziel einer europäischen Statistik
zur Wohnungslosigkeit. 

– Einrichtung von Stabsstellen (focal points) in jeder
Generaldirektion der europäischen Kommission, um
in systematischer Weise die Auswirkungen der euro -
päischen Gesetzgebung und Programme hinsichtlich
sozialer Ausgrenzung und Wohnungsnot zu eva luieren.

5. Grundsätze und Forderungen
auf Bundesebene

5.1 Ausreichende Menge an bedarfsgerechtem
Wohnraum schaffen

Der Soziale Wohnungsneubau und eine bedarfsgerechte
Sanierung im Bestand sind die wichtigsten Garanten einer
adäquaten Wohnraumversorgung breiter Bevölkerungs-
schichten: Ein Bestand an sozial geschützten Wohnungen
muss in Ost- und Westdeutschland dauerhaft für mehr als
ein Drittel der Haushalte – in ländlichen Regionen mindes-
tens für ein Fünftel – zur Verfügung stehen. Dazu sind nach
wie vor erhebliche Bundesmittel im sozialen Wohnungsbau
und für eine soziale Stadtentwicklung notwendig.
Grundsätzlich müssen öffentliche Fördermittel für Neu-
bau und Modernisierung so eingesetzt werden, dass
diese die Zielgruppen erreichen, die besonders darauf
angewiesen sind. Das bedeutet, jede öffentliche Förde-
rung muss auf ihre Wirkung genauestens geprüft werden,
damit Mitnahme- und sozial kontraproduktive Effekte
ausgeschlossen sind (Sozialverträglichkeitsprüfung bei
Förderprogrammen).
Der Neubau einer ausreichenden Anzahl öffentlich geför-
derter Wohnungen sichert die Wohnraumversorgung von
einkommensschwachen Haushalten auch im Marktseg-
ment der freifinanzierten Wohnungen, da durch diese
Wohnungen eine Verknappung des Angebotes generell
und damit stark steigende Mieten ausgeglichen werden.
Es führt zur Entspannung des Marktes und regelt dadurch
die Mietpreisentwicklung, wirkt der sozialen Ausgrenzung
entgegen und ermöglicht allen Bevölkerungsgruppen
sich adäquat mit Wohnraum zu versorgen.

Die Objektförderung in Form des Sozialen Wohnungs-
baus (Erster Förderweg mit langfristigen Bindungen)
muss ausgeweitet werden. Die Sicherung und bei Be-
darf zusätzliche Ausweitung langfristiger Bindungen
muss in den neuen Ländern besonders durch die Sanie-
rung z. Z. nicht bewohnbarer kommunaler Bestände ge -
schehen.

5.2 Preiswerten und bedarfsgerechten
Wohnraum durch Bau- und Mietenpolitik
sichern und erweitern

Die Sicherung und Erweiterung von preiswertem Wohn-
raum erleichtert und ermöglicht häufig erst den Zugang
von Haushalten in Wohnungsnot zum Wohnungsmarkt.
Daher sind Maßnahmen zum kosten- und flächensparen-
den Bauen im Rahmen des Baurechtes weiterhin zu för-
dern, um die Bau- und Baunebenkosten zu reduzieren.
Diese Einsparungen müssen dann im Rahmen geringerer
Mietkosten an die Mieter weitergegeben werden.
Bei ökologischer Modernisierung von Wohnraum sollte
ein entsprechender Ausgleich durch die öffentliche För-
derung erfolgen, um eine Abwälzung der Kosten auf die
Mieter und damit die Gefahr der Verdrängung von Nied-
rigeinkommenshaushalten zu verhindern.
Für Mieter mit Niedrigeinkommen ohne Anspruch auf
SGB II- und SGB XII-Leistungen muss das Wohngeld so
ausgerichtet werden, dass der Wohnraum nachhaltig
gesichert ist. Bei mit öffentlichen Mitteln geförderten
Wohnungen bedarf es weiterhin der Erhebung einer Aus-
gleichszahlung (früher Fehlbelegungsabgabe). Den Kom-
munen soll ermöglicht werden, wie auch vom Deutschen
Städtetag gefordert, dieses Instrument flexibel nach ver-
bindlichen Kriterien den Erfordernissen des Wohnungs-
marktes anzupassen. Die Ausgleichsabgabe ist zweckge-
bunden zur zusätzlichen Angebotserweiterung oder Be -
standsverbesserung im öffentlich geförderten Wohnungs-
bau oder zur Stabilisierung belasteter Wohngebiete im
nicht investiven Bereich (z. B. zur Unterstützung von
Nachbarschaftsinitiativen, Kinder- und Jugendangebo-
ten) einzusetzen. 
Die verbindliche Festlegung von Miethöhen nach einem
Mietpreisspiegel ist eine weitere wichtige Maßnahme zur
Sicherung von preiswertem Wohnraum. Verbindliche
Regelungen können insbesondere die Mieter vor Preis -
erhöhungen schützen, die dem Markt am schutzlosesten
ausgeliefert und deren Auswahlmöglichkeiten unter Woh-
nungsangeboten stark eingeschränkt sind. Mietpreisstei-
gerungen müssen sich an der Steigerung der allgemeinen
Inflationsrate orientieren und dürfen 15% des Mietpreises
innerhalb einer Frist von drei Jahren nicht überschreiten.
Gleiches gilt auch für die einkommensabhängige Miete.
Die Definition der Angemessenheit von Mieten nach dem
SGB II/XII und die Anpassung von Sozialmieten muss
sozialverträglich gestaltet werden; u. U. wird hier eine
gesetzliche Sonderregelung unter Berücksichtigung von
regionalen Gegebenheiten – zumindest für begrenzte Zeit
– geschaffen werden müssen. Die Abhängigkeit von
Transferleistungen darf nicht zum Verlust von angemes-
senem Wohnraum führen.
Darüber hinaus müssen Mietpreisüberhöhungen und
Mietwucher geahndet und konsequent verfolgt werden.
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5.3 Wohnraum sichern

Für alle Wohnungsnotfälle sind die in den Sozialgesetz -
büchern II und XII vorgesehenen Hilfen nach § 34 SGB XII,
resp. § 22, Abs. 5 SGB II (Hilfen zur Sicherung der Unter-
kunft) und § 67-69 SGB XII (Hilfen in besonderen Lebens-
lagen) einzusetzen, um Wohnraum zu sichern oder per-
spektivisch geeigneten Dauerwohnraum zu beschaffen.
Die Ausgestaltung der Prävention im SGB II ist jedoch
hinter den Regelungen der Sozialhilfe zurückgeblieben:
– Mietschulden können nach SGB II nicht als Beihilfe,

sondern nur als Darlehen übernommen werden. Unab-
hängig von dem Gesichtspunkt, dass in der Regel die
Höhe der zu übernehmenden Schulden in keinem ver-
tretbaren Verhältnis zu dem mit der Darlehenstilgung
verbundenen Verwaltungsaufwand steht, wird damit
bei der Mehrzahl der betroffenen Haushalte, die nicht
nur während des Leistungsbezuges, sondern auch
nach Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in äußerst
beengten wirtschaftlichen Verhältnissen leben, die Ver-
schuldungssituation verschärft.

– Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe
fordert deshalb, die Übernahme von Schulden für
Unterkunft und Heizung auch als Beihilfe vorzusehen.

– Angesichts der relativ kurzen Fristen, die für eine
Abwendung der Räumungsklage zur Verfügung stehen,
ist ein möglichst einfaches und treffgenaues Meldever-
fahren unerlässlich. Darum muss eine einheitliche Mel-
destelle für die Gerichte festgelegt werden. Hierfür bie-
tet sich die Wohnsitzgemeinde an, weil die Kommune
für die Übernahme von Schulden für Unterkunft und
Heizung sowohl in den Fällen des § 34 SGB XII als auch
des § 22 Abs. 5 die zuständige Stelle ist.

Kürzungen von SGB II- oder SGB XII-Leistungen sollen
grundsätzlich nicht die Wohn- und Wohnnebenkosten be -
treffen, um die Wohnung nicht zu gefährden.
Es muss sichergestellt werden, dass ein Rechtsanspruch
auf Übernahme der Kosten für Unterkunft und Heizung in
begründeten Fällen auch dann besteht, wenn der kom-
munale Träger dieser Übernahme vor dem Umzug nicht
zugestimmt hat. Dies gilt auch für unter 25-Jährige.

Zentrale Fachstellen zur Verhinderung
von Wohnungsverlusten
Mit seiner Empfehlung zur „Sicherung der Wohnungsver-
sorgung in Wohnungsnotfällen und Verbesserung der
Lebensbedingungen in sozialen Brennpunkten“ hat der
Deutsche Städtetag bereits 1987 ein Konzept für eine
kommunale Wohnungssozialpolitik vorgelegt. Aktualisiert
und weiterentwickelt u. a. durch die Einbeziehung der
noch vom Städtetag als Sondergruppen bezeichneten so
genannten ortsfremden alleinstehenden Wohnungslosen,
der AussiedlerInnen, Asylsuchenden und Flüchtlinge bie-
tet die „Fachstelle zur Verhinderung von Wohnungsver-
lust“ die Chance, die Hilfemöglichkeiten, Kompetenzen
und Ressourcen zu bündeln, die in der Regel noch auf
Sozial-, Wohnungs-, Ordnungs- und Liegenschaftsämter
sowie auf die sozialen Dienste verteilt sind. 
Das Konzept „Fachstelle“ ist in der Fachöffentlichkeit
unumstritten. Zur weiteren Umsetzung ist vom Bund im
Rahmen des Programms „Soziale Stadt“ ein bundes -
weites Förderprogramm zur Schaffung und zum Ausbau

von Fachstellen zur Verhinderung von Wohnungsverlus-
ten aufzulegen, analog des Landesprogramms NRW
„Wohnungslosigkeit vermeiden – dauerhaftes Wohnen
sichern“.
Kann trotz der präventiven Maßnahmen, die das Konzept
der Fachstelle bietet, ein drohender Wohnungsverlust
nicht verhindert werden, hat die Ersatzbeschaffung von
Wohnraum im Mittelpunkt jeder weiteren Hilfe zu stehen. 

5.4 Kündigungsschutz sichern
Generell muss der Kündigungsschutz für Mieter (auch für
Untermieter, Zwischenmieter und Wohnheimbewohner)
gesichert werden.
Bei Konflikten zwischen den Vertragspartnern sind
Schlichtungs- und Beratungsstellen einzuschalten, um
einen möglichen Wohnungsverlust zu verhindern. Es sind
neben den Beratungsangeboten durch Mietervereine
niedrigschwellige Beratungshilfen durch soziale Träger
notwendig. Der Abschluss von Vereinbarungen zwischen
den Sozialverwaltungen der Kommunen und größeren
Vermietungsgesellschaften verpflichtet alle Beteiligten zur
frühzeitigen Information über drohende Kündigungs- und
Räumungsverfahren und auf eine wohnungserhaltende
Intervention.
Statt Säumnisurteilen ist bei Mietstreitigkeiten eine Unter-
suchungspflicht der Gerichte notwendig, da so soziale
Härten verhindert und beide Konfliktparteien an der
Lösung der Mietstreitigkeiten in gleichem Maße beteiligt
werden (Untersuchungspflicht des Gerichtes analog des
Verwaltungsgerichtsprozesses). Die Zwei-Monats-Frist
(nach BGB § 543, Abs. 2 i.V.m. § 569, Abs.3 ) kann dann
zur aktiven Wohnungssicherung bzw. Ersatzbeschaffung
genutzt werden.
Die Mitteilungspflicht der Gerichte gegenüber den Kom-
munen über den Eingang von Räumungsklagen ist auf
alle Räumungsbegehren auszuweiten, um die soziale
Intervention der Sozialverwaltung und Träger der Sozial-
arbeit zu ermöglichen. Wie beim Kündigungsverfahren ist
auch bei Mieterhöhungsbegehren eine Schlichtung vor-
zusehen und unter Beteiligung sachkundiger Bürger eine
vorgerichtliche Klärung anzustreben.

5.5 Bundesweites Programm zur Auflösung
aller Schlichtunterkünfte

Unsere Vision ist eine Stadt ohne Obdachlosenunterkünf-
te. Wir fordern daher ein bundesweites Auflösungspro-
gramm aller Schlichtunterkünfte, z. B. im Rahmen des
Programms „Soziale Stadt“.

5.6 Bundeseinheitliche
Wohnungsnotfallberichterstattung

Grundvoraussetzung für eine wirksame und bedarfsge-
rechte Wohnungsnotfallhilfe ist die einheitliche Definition
und Erfassung der Wohnungsnotfälle auf der Basis der
Definition des Deutschen Städtetages.
Während die Arbeitslosenstatistik fortlaufend weiter -
entwickelt worden ist und die Sozialhilfestatistik zum
1.1.1994 einer grundlegenden Reform unterzogen wurde,
steht eine vergleichbare Anstrengung für den Bereich
Wohnungsnot/Wohnungslosigkeit noch aus. Dies ist umso
dringlicher als es bisher in Deutschland keine bundesweite
„Wohnungslosenstatistik“ gibt. Um diesem Anachronis-
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mus ein Ende zu bereiten, muss die Bundesregierung
umgehend die Voraussetzungen zur Einführung einer sol-
chen Statistik schaffen. Wir brauchen eine bundesweite
geschlechtsdifferente Wohnungsnotfallstatistik über die
Zahl der akut wohnungslosen Haushalte und die Zahl der
von Wohnungsverlust bedrohten Haushalte, um
– demographische Grunddaten über die soziale Struktur

und den Umfang der von Wohnungsnot betroffenen
Haushalte zu erhalten

– Wohnungshilfeplanung auf kommunaler Ebene zu er -
möglichen

– eine verlässliche Planungsgrundlage für die Wohnungs-
politik des Bundes und der Länder zu schaffen; die
Bundeswohnungslosenstatistik kann als Steuerungs -
instrument zur regionalen Verteilung der Wohnungs-
baufördermittel eingesetzt werden

– elementare Voraussetzungen für die wissenschaftliche
Erforschung zu haben

6. Grundsätze und Forderungen
auf Landesebene

Die Problembereiche der Menschen in Wohnungslosig-
keit und Wohnungsnot tangieren in der Regel mehrere
Ministerialbereiche (Wohnen/Soziales/Gesundheit/Jugend/
Innere Angelegenheiten), die jeweils ihre Aufgabenbereiche
separat bearbeiten. Dadurch ist es nicht möglich, ganz-
heitlich auf die vielfältigen Problemlagen der Wohnungs-
notfälle zu reagieren und wirkungsvolle Programme zu
entwickeln. Dies hat zur Folge, dass an den Bedarfen vor-
bei Entscheidungen getroffen werden.
In den Ländern sollten interministerielle Arbeitsgruppen
gebildet werden, in die auch Experten/innen aus der Pra-
xis einbezogen sind.
Die Landesregierungen sollten es sich zur Aufgabe
machen, die bestehenden Möglichkeiten der Prävention
offensiv zu nutzen und auf Bedarfe Wohnungsloser mit
gezielten und wirkungsvollen Hilfen zu reagieren.

6.1 Förderprogramme und Rahmenkonzepte
Um den Bedarfen wohnungsloser Bürgerinnen und Bür-
ger zu entsprechen und alle Möglichkeiten der Prävention
auszuschöpfen, sollten in den Ländern Förderprogramme
mit folgenden inhaltlichen Schwerpunkten zur Verfügung
stehen:
– Programm zur Prävention von Wohnungsnotfällen

durch die konsequente Förderung von Zentralen Fach-
stellen zur Vermeidung von Wohnungsverlusten in den
Kommunen analog der Empfehlung des Deutschen
Städtetages sowie die Förderung der ambulanten auf-
suchenden Sozialarbeit und der Gemeinwesenarbeit/
des Quartiersmanagements, um den dauerhaften
Erhalt der Wohnung zu sichern. In großen Kommunen
sollen diese stadtteilbezogen arbeiten können. 

– Programm zur konsequenten Umsetzung der ge -
setzlichen Möglichkeiten des SGB XII §§ 67 ff i.S.
einer ambulanten Wohnbetreuung sowohl als präventive
Maßnahme als auch zur Sicherung der neuen Wohnung
nach vorausgegangener Wohnungslosigkeit.

– Programm zur flächendeckenden Förderung sozia-
ler Wohnprojekte für Wohnungsnotfälle, die ambu-
lanten Charakter haben und lebensnah gestaltet sind.

– Programm zur Sanierung leer stehender Wohnungen,
die an Wohnungslose vermietet werden können. Diese
sollten einer langfristigen Mietpreisbindung unterliegen.
Dies wird hauptsächlich die neuen Bundesländer be -
treffen, die noch einen hohen Bestand an nicht vermie-
teten Wohnungen haben.

Die Länder entwickeln für ihre Regionen jeweils Rahmen-
konzepte, die in Zukunft den Zugang einkommensschwa-
cher Haushalte zu Wohnraum sicherstellen.
– Investitionsprogramm für Soziale Träger: Soziale

Träger und Anbieter von Heimplätzen sind potenzielle
Investoren für einkommensschwache Haushalte. Sie
brauchen eine finanzielle Unterstützung, damit ein
Investitionsrisiko kalkulierbar bleibt. Sie haben dafür
jedoch die Pflicht, sozialverträgliche Integrationswohn-
angebote zu schaffen. Wohnungsbauträger, die sich für
sozial Benachteiligte engagieren und entsprechende
Träger der Sozialarbeit sollen bevorzugt gefördert und
ihre Investitionsbereitschaft damit für integrative Wohn-
formen angereizt werden. Dabei wird erprobt, wie
soziale Förderprogramme eine wohnungspolitische
Perspektive eröffnen können, so dass der Mitteleinsatz
effektiver und zielgenauer wirkt. Wohnungs- und sozial-
politische Kompetenzen werden zusammengeführt.

– Bindungserhaltungsprogramm: Kommunale Woh-
nungssozialpolitik ist nur möglich, wenn ein ausrei-
chender belegungsgebundener Bestand vorhanden ist.
Sowohl im Altbau als auch im Neubau müssen soziale
Bindungen dauerhaft erhalten bleiben und ausgeweitet
werden. Der Bedarf wird sich in diesem Bereich auf
hohem Niveau fortschreiben, so dass ein belegungsge-
bundener Bestand nur durch Abbau von Investitions-
hemmnissen und durch zusätzliche Finanzierungsan-
reize gesichert werden kann.

– Wohnungsangebote für Einpersonenhaushalte und
Langzeitwohnungslose: Wohnungslose Männer und
Frauen werden noch häufig als „nicht wohnwillig“ oder
„nicht wohnfähig“ ausgegrenzt. Oft werden sie von
den Kommunen gar nicht als wohnungssuchend re -
gistriert und somit auch nicht als Bedarfsgruppe wahr-
genommen. Sie verbleiben lange Zeit in teuren soge-
nannten Behelfsunterkünften. Die Folge ist ein Leben in
Elendsquartieren, in deren Umfeld sich soziale Prob -
leme verdichten. Deswegen ist die Schaffung und spe-
zielle Förderung von Wohnraum für Einpersonenhaus-
halte und Langzeitwohnungslose erforderlich. Statt der
Finanzierung teurer Heim- und Pensions- oder Hotel-
plätze sollen die Mittel für Belegrechte kapitalisiert
werden.

6.2 Landesgesetzgebung
zum Gewaltschutzgesetz

Frauen verlieren ihre Wohnung nicht nur durch Räu-
mungsklagen, sondern oft auch, weil sie aus einer kon-
fliktgeladenen und/oder gewalttätigen Beziehung bzw.
Herkunftsfamilie fliehen. Frauen können zu Wohnungs-
notfällen in ihrer eigenen Wohnung werden, wenn sie trotz
eskalierender Konflikte entweder mangels Wohnraum -
alternative oder aus Angst vor Repressionen in der Woh-
nung bleiben müssen. 
Die Einführung des Gewaltschutzgesetzes hat die Situa -
tion von Opfern häuslicher Gewalt hinsichtlich der Mög-
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lichkeit einer schnellen Zuweisung der gemeinsam
genutzten Wohnung eindeutig verbessert. Mit der Ver -
besserung des zivilrechtlichen Schutzes allein ist jedoch
ein effektiver Schutz vor häuslicher Gewalt und damit
ein Beitrag zur Wohnungssicherung nicht zu erreichen.
Auch die Polizei muss auf der Grundlage verbesserter
polizei licher Eingriffsmöglichkeiten, die nur durch Lan-
desgesetzgebung möglich sind, schnell intervenieren
können, bspw. durch sog. Platzverweisung, Wohnungs-
verweisung und Rückkehrverbote zum Schutz vor häus -
licher Gewalt. In allen Bundesländern müssen die hierfür
notwendigen gesetzgeberischen Grundlagen geschaffen
werden.

7. Grundsätze und Forderungen
auf kommunaler Ebene

7.1 Ausreichenden Wohnungsbestand
sicherstellen 

Der ausreichende Bestand an angemessenem Wohnraum
ist davon abhängig, dass die Kommunen die aktuellen
Wohnungsbauförderprogramme aktiv nutzen und sowohl
im Bereich des Neubaus von belegungsgebundenem
Wohnraum als auch im Ankauf von Belegrechten in vor-
handenen Beständen auf den Bedarf an angemessenen
Wohnungen reagieren.

7.2 Verkauf kommunaler
Wohnungsunternehmen stoppen

Untersuchungen haben gezeigt, dass kommunale Woh-
nungsunternehmen mehr als andere Anbieter von Miet-
wohnungen bereit sind, einkommensarme und auf dem
freien Markt benachteiligte Wohnungssuchende aufzu-
nehmen.
Der Verkauf kommunaler Wohnungsbaugesellschaften
mit gebundenen Beständen, sowie der Wegfall von Bele-
gungsbindungen stehen dem sozialen Wohnungsversor-
gungsauftrag entgegen.
Mit der Privatisierung ganzer Wohnungsbestände tritt
eine massive Verringerung öffentlich verwalteter Bestän-
de ein. Kommunen geben damit ein wichtiges Steue-
rungsinstrument aus der Hand, mit dem bisher eine ver-
nünftige Wohnungsversorgung großer Bevölkerungsteile
sichergestellt und insbesondere ökonomisch und sozial
benachteiligten Haushalten der Zugang zu Wohnraum
gesichert werden konnte.
Wenn die wohnungspolitische Orientierung auf das Ge -
meinwohl aufgegeben und vornehmlich Renditeerwartun-
gen die Handlungsstrategien von Eigentümern bestim-
men, wird die Wohnungsversorgung von Haushalten mit
Zugangsproblemen zum Wohnungsmarkt keine Rolle
mehr spielen.
Aufgabe kommunaler Wohnungspolitik ist es, auch
zukünftig den Zugang zu Wohnraum für breite Bevölke-
rungsteile sicher zu stellen.
Mit Blick auf die Wohnungsbauplanung ist insbesondere
darauf zu achten, dass die Zuschnitte von Wohnungen
den Bedürfnissen der Wohnungssuchenden entsprechen.
Dieses gilt z.B. für Behinderte, für Familien mit mehr als
zwei Kindern und für alleinerziehende Frauen.

7.3 Mietobergrenzen festlegen,
Ausgleichszahlungen nutzen

Ein wesentliches politisches Handlungsinstrument zum
Erhalt und zur Sicherung von Wohnraum stellt die Fest -
legung der angemessenen Mietobergrenzen dar. Die
Anpassung der Mietobergrenzen an den tatsächlichen
Mietenspiegel, bzw. wenn es diesen nicht gibt, an die
errechneten Vergleichsmieten einer Region ist dabei
zwingend, um NiedrigeinkommensbezieherInnen ausrei-
chenden Zugang zu Wohnungen zu ermöglichen.
Die Festlegung von verbindlichen Mietobergrenzen eröffnet
auch die Möglichkeit der Einflussnahme auf Mietpreisent-
wicklungen im unteren Preissegment.
Das Instrument der Ausgleichszahlungen bietet nicht nur
die Möglichkeit Segregationsprozesse zu verhindern, son-
dern sichert auch investive Mittel für die Bestandssiche-
rung und für den bedarfsgerechten Wohnungsbau.
Darüber hinaus sollten durch eine restriktive Handhabung
der Wohnraumzweckentfremdung Bestände gesichert
werden.

7.4 Zugang zu Wohnraum sicherstellen

Haushalte in Wohnungsnot sind auch bei einem relativ
entspannten Wohnungsmarkt auf Hilfen bei der Vermitt-
lung in Wohnraum angewiesen. Dies ist vor allem deshalb
erforderlich, weil dieser Personenkreis auf preiswerten
Wohnraum angewiesen ist, der aber nicht im notwendi-
gen Umfang zur Verfügung steht. Während der preiswerte
Wohnungsbestand laufend abnimmt, steigt die Zahl ein-
kommensarmer Nachfragegruppen.
Um den Zugang zum regulären Wohnungsmarkt für woh-
nungslose Haushalte zu ermöglichen, bedarf es verbind -
licher, vertraglich abgesicherter Kooperationen zwischen
öffentlich geförderten Wohnungsbauunternehmen, Kom-
munen und Anbietern sozialer Dienstleistungen.
Neben der Einflussnahme auf den Wohnungsmarkt haben
die Kommunen auch die Aufgabe, Menschen ohne Woh-
nung zu unterstützen, damit diese den Zugang zu Woh-
nungen finden, oder ihnen den Zugang zu erleichtern.
Beispiele hierfür sind die Gewährung von Mietbürgschaf-
ten, sozial ausgerichtete Vermietungsagenturen, die Initi-
ierung oder gezielte Förderung sozialer Wohnungsbau-
projekte, Bauprojekte im Rahmen der Selbsthilfe sowie
die Förderung von Wohnungen für besondere Wohnbe-
darfe (Nischenwohnprojekte).
Auch für Wohnungslose auf der Straße müssen die in den
Sozialgesetzbüchern II und XII vorgesehenen Hilfen zur
Beschaffung und zum Erhalt einer Wohnung offensiv
angewandt werden. Dieses gilt insbesondere für die kon-
sequente Anwendung des § 67 ff SGB XII für alle Woh-
nungsnotfälle, die einen Anspruch auf persönliche Hilfen
zur Beschaffung oder zur Sicherung von Wohnraum haben.
Die Inanspruchnahme sozialarbeiterischer Dienstleistun-
gen (Betreuung) darf jedoch nicht zur Bedingung für den
Abschluss eines Mietvertrages gemacht werden.
Negative Bonitätsauskünfte (SCHUFA/Creditreform) dür-
fen nicht generell den Abschluss eines Mietvertrages ver-
hindern. Für Mieter mit negativen Bonitätsauskünften
muss die Kommune ihre sozialpolitische Verantwortung
für die Wohnungsversorgung übernehmen. 
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7.5 Wohnraumerhalt sichern

Der Erhalt von Wohnraum hat oberste Priorität, da alle
Versorgungsformen nach Wohnungsverlust eine Ver-
schlechterung der Situation der Betroffenen und eine
stärkere wirtschaftliche Belastung der Kommunen nach
sich ziehen. Grundsätzlich gilt, dass jeder Wohnungs -
notfall mit präventiven Hilfen dort gelöst wird, wo er ent-
standen ist.
Die kommunalen Fachstellen zur Verhinderung von Woh-
nungsverlusten arbeiten bereits vielerorts seit Jahrzehn-
ten erfolgreich.
Alle gesetzlichen Regelungen zum Abwenden von Woh-
nungsverlusten und zum Erhalt von Wohnraum müssen
ausgeschöpft werden.

Das Procedere zur Übernahme von Schulden für Unter-
kunft und Heizung ist in § 22 Abs. 5 SGB II und in § 34
SGB XII geregelt. Für die Umsetzung in der kommunalen
Praxis bedeutet diese neue Regelung unnötigen büro -
kratischen Aufwand und vor allem die Gefahr, dass eine
erhebliche Zahl von Haushalten wohnungslos wird.
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe hält
deshalb an ihrer Position fest, dass der § 22 Abs. 5 SGB II
ganz zu streichen und durch einen Verweis auf die Miet-
schuldenübernahme nach § 34 SGB XII zu ersetzen ist.
Zur Wohnungssicherung gefragt ist auch eine sozial ver-
antwortlich ausgeübte Wohnungsverwaltung, die eine zeit-
nahe Überprüfung der Mieterkonten und die umgehende
Kontaktaufnahme bei Mietrückständen bzw. beim bekannt
werden anderer Mietvertragsverstöße vorsieht.
Kann trotz der präventiven Maßnahmen ein drohender
Wohnungsverlust nicht verhindert werden, hat die Ersatz-
beschaffung von Wohnraum im Mittelpunkt der weiteren
Hilfe zu stehen. Innerhalb der Fachstellenarbeit wird
sichergestellt, dass niemand nach Wohnungsverlust oder
auch nach institutioneller Unterbringung auf die Straße
entlassen wird.

7.6 Konsequente Anwendung
des Gewaltschutzgesetzes

Bei Frauen ist häusliche Gewalt einer der wichtigsten
Auslöser des Wohnungsverlustes. Um diesen zu verhin-
dern, ist auf kommunaler Ebene die konsequente Anwen-
dung des Gewaltschutzgesetzes gefordert.
Neben der polizeilich durchgeführten Wegweisung der
Täter sind Interventionsstellen einzurichten, die von der
Polizei über deren Einschreiten informiert werden und die
auf Grundlage dieser Informationen von sich aus mit der
misshandelten Frau Kontakt aufnehmen und Unterstüt-
zung anbieten.

7.7 Kooperationen zwischen Wohnungs -
wirtschaft, Kommunen und freien Trägern

Neben der Möglichkeit auch private Wohnungsunterneh-
men als Kooperationspartner für die Versorgung von
Wohnungsnotfällen zu gewinnen, sollten vor allem die
öffentlichen Wohnungsunternehmen als Partner der Kom-
munen sowie der sozialen Hilfesysteme durch vertrag -
liche Regelungen zur Überlassung bestimmter Kontin-
gente für Wohnungsnotfälle verpflichtet werden.
Die Sozialverwaltungen der Kommunen sollen sich durch
Vereinbarungen mit größeren Wohnungsunternehmen zur
frühzeitigen Information über drohende Kündigungs- und
Räumungsverfahren und zu einer auf Wohnungserhalt
ausgerichteten Intervention verpflichten.
Gefragt ist ein soziales Bestandsmanagement der Woh-
nungswirtschaft: Dies kann geschehen durch Rahmen-
verträge mit freien Trägern der Wohnungslosenhilfe und/
oder durch einen stärkeren Einsatz von Sozialarbeit durch
die Wohnungswirtschaft selbst. Nur so können persön -
liche Hilfen für diejenigen angeboten werden, die sonst
von Wohnungsverlust bedroht wären.

7.8 Schlichtunterkünfte auflösen
und durch Normalwohnraum ersetzen

Nach Wohnungsverlust werden vielerorts Einzelpersonen
oder Familien in sog. Obdachlosenunterkünften unterge-
bracht. Aus der als Maßnahme zur Notversorgung
geplanten Unterbringung entwickeln sich vielfach lang-
fristige Aufenthalte.
Der bauliche Zustand, die mangelhafte Ausstattung und
der Zuschnitt dieser Schlichtwohnungen und Notunter-
künfte entsprechen i.d.R. nicht den Grundnormen des
menschenwürdigen Wohnens. Die unfreiwillige Konzentra-
tion sog. Problemhaushalte in stigmatisierenden Wohn-
verhältnissen mit entmündigendem Rechtsstatus (Nut-
zungs- statt Mietvertrag) führt zu nachlassender Eigenini-
tiative und verschärft Prozesse sozialer Ausgrenzung.
Wir begrüßen daher die Initiativen von Kommunen, Ob -
dachlosenunterkünfte zu sanieren und in Mietwohnungen
umzuwandeln und wohnungslose Haushalte im allgemei-
nen Sozialwohnungsbestand unterzubringen. Erfahrun-
gen belegen, dass diese Maßnahmen sowohl in sozialer
wie auch in finanzieller Hinsicht erfolgreich sind.

7.9 Persönliche Hilfen in Wohnraum
Persönliche Hilfen in Wohnraum sind flankierend zu den
kommunalen Maßnahmen der Wohnraumsicherung und
des Wohnungserhaltes bedarfsgerecht zu entwickeln.
Dabei sollten die vielerorts bereits vorhandenen Kompe-
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Die Basis der heutigen Fachstellenkonzepte bietet
dabei das bereits 1987 entwickelte Konzept zur
„Sicherung der Wohnungsversorgung in Wohnungs-
notfällen und Verbesserung der Lebensbedingungen
in sozialen Brennpunkten.“ (DST-Beiträge zur Sozial-
politik, Heft 21, Köln 1987) Dieses Konzept basiert im
Wesentlichen auf einer Bündelung von Aufgaben aller
kommunalen Ämter, die zur Sicherung und zum Erhalt
von Wohnungen beitragen sowie den sozialpädago -
gischen persönlichen Hilfen innerhalb oder außerhalb
der Verwaltungen. Ziel aller Maßnahmen ist die dauer-
hafte Wohnungssicherung, bzw. der Erhalt alternati-
ven, angemessenen Wohnraumes. 
Dabei kommt es nicht darauf an, das vorgeschlagene
Konzept eins zu eins umzusetzen, vielmehr müssen
die örtlichen strukturellen Gegebenheiten Ausgangs-
lage für die Planungen sein, um eine optimale Wir-
kung zu erzielen. Auch bereits bestehende Fachstel-
lenkonzepte sollen ständig einer Prüfung ihrer Wir-
kung unterliegen und dementsprechend angepasst
werden.



tenzen freier Träger im Bereich der wohnbegleitenden
Hilfen genutzt werden. Persönliche Hilfen runden z.B.
Fachstellenkonzepte ab und tragen maßgeblich zu dauer-
haft gesicherten Wohnverhältnissen bei. Mögliche Formen
flankierender sozialpädagogischer Hilfen sind die Integra-
tion freier Träger in Fachstellenkonzepte mit z.B. delega -
tionsähnlichen Aufgabenübertragungen oder die Beauf-
tragung freier Träger mit persönlichen Betreuungen nach
§ 67 ff SGB XII im Anschluss an den wirtschaftlichen
Wohnungserhalt durch die Fachstelle.
Die Einbeziehung sozialpädagogischer Hilfen in Bele-
gungsverfahren, in stadtteilbezogene Konzepte, in die
Auflösung kommunaler Notunterkünfte sowie die Beauf-
tragung freier Träger mit der persönlichen Begleitung und
Betreuung von Wohnungsnotfällen innerhalb und außer-
halb von belasteten Quartieren dient der nachhaltigen
Sicherung ausgeglichener Wohnungsbestände.
Bei der Einrichtung sozialpädagogischer Hilfen ist der
Erfolg auch von der geschlechtsspezifischen Ausrichtung
der Angebote abhängig. Deswegen müssen eigene An -
gebote für Frauen in Wohnungsnot vorgehalten und Kon-
zepte für männerspezifische Hilfen entwickelt werden.
Dieses soll u.a. in separaten Beratungsstellen geschehen,
in kleineren Städten durch separate Sprechstunden.
Ein Großteil der Wohnungsnotfälle wird über die her-
kömmlichen Angebote der Komm-Struktur nicht erreicht.
Dieses gilt für die Präventionsarbeit in den Fachstellen,
aber auch für die Arbeit in Stadtteilen und mit Bewoh -
nerInnen, vor allem Langzeit-BewohnerInnen der kommu-
nalen Unterkünfte. Deswegen sind zwingend aufsuchen-
de sozialpädagogische Arbeitsansätze zu entwickeln.
Dem besonderen zeitlichen Aufwand dieser Hilfeform
muss dabei angemessen Rechnung getragen werden.

7.10 Sozialraumbezogene Ausrichtung der Hilfen
Die Integration aller Bevölkerungsgruppen in das
Gemeinwesen ist eine zentrale wohnungspolitische Auf-
gabe der Kommunen. Hierzu gehört die Förderung und
der Erhalt intakter Nachbarschaften. Grundlage für gute
Nachbarschaften sind Stadtteilentwicklungskonzepte
sowie kommunitäre Netzwerke und die dazugehörige
Infrastruktur. Für solche Konzepte stehen unterschied -
liche Förderprogramme, wie z.B. die der „Sozialen Stadt“
zur Verfügung. Sie fördern die stadteilbezogene Zusam-
menarbeit der Kommunen, der Wohnungsunternehmen
sowie der freien Träger und verhindern Segregationspro-
zesse in Quartieren. Die Erfahrungen der Gemeinwesen-
arbeit bilden das fachliche Fundament, solche Konzepte
mit ausreichender Bodenhaftung umzusetzen. 
Die Ausrichtung der Wohnungslosenhilfe allein auf Einzel-
fallhilfen zur Behebung von individuellen Notlagen ist
nicht zielführend für eine Teilhabe Hilfesuchender am
Leben in der Gemeinschaft. Neben den individuellen Hil-
fen ist deshalb der Blick auch auf den Ort des täglichen
Handelns, auf den Sozialraum zu richten. Die individuell
ausgerichteten sozialpädagogischen Hilfen müssen mit
den sozialpolitischen Zielsetzungen bzgl. des Sozialen
Raumes verknüpft werden. Es geht konkret um:
• Stadtteil- und Quartiersentwicklung
• Beförderung des bürgerschaftlichen Engagements in

Verbindung mit zivilgesellschaftlichen Prozessen
• den Aufbau von Basis- und Selbsthilfeorganisationen.

7.11 Kommunales
Wohnraumversorgungskonzept

Die oben genannten Maßnahmen zur Wohnraumversor-
gung sind in einem wohnungspolitischen Gesamtkonzept
der jeweiligen Kommune darzulegen.
Dieses kommunale Wohnraumversorgungskonzept stellt
das Fundament für eine Wohnungspolitik dar, die neben
dem Bedarf an Wohnungen für mittlere und höhere Ein-
kommensgruppen das Augenmerk auf Bezieher von
Niedrigeinkommen sowie Transferleistungen (SGB II und
SGB XII) richtet.
Voraussetzung zur Erstellung eines Wohnraumversor-
gungskonzeptes ist eine standardisierte Wohnungsnot-
fallstatistik. Planungsrelevante Daten für die Schaffung
von günstigem Wohnraum sind z.B. Anzahl und Darstel-
lung der Räumungsklagen, der durchgeführten Zwangs-
räumungen, der Umzugsaufforderungen nach SGB II
sowie die Zahl der untergebrachten Obdachlosen und der
BezieherInnen von ALG II.
Die BAG W wird sich in Zusammenarbeit mit dem Städte-
und Landkreistag und Landesregierungen um ein Kon-
zept zur Datenerhebung der kommunalen Wohnungsver-
sorgung bemühen.
Zu einem kommunalen Wohnungsversorgungskonzept
gehören die vertraglich vereinbarten Kooperationen der
Kommunen mit der Wohnungswirtschaft sowie den sozia-
len Diensten. Nur vertraglich vereinbarte Aufgaben und
Verfahren sind in der Lage, verbindliche und gute Ergeb-
nisse zu produzieren. Darüber hinaus muss das Wohn-
raumversorgungskonzept mit der Sozialplanung der
Kommune abgestimmt sein. Das Konzept sollte über
die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften umgesetzt
werden. Dies alles dient dem Ziel, die Einflussmöglichkei-
ten der Kommune auf die Wohnraumversorgung mög-
lichst effektiv zu nutzen.

Bielefeld, den 27. 10. 2006

Der Fachausschuss Wohnen der BAG W hatte im Auftrag
des Gesamtvorstandes der Bundesarbeitsgemeinschaft
Wohnungslosenhilfe e.V. das 1993/94 entwickelte Woh-
nungspolitische Programm der BAG W überarbeitet und
in weiten Teilen neu formuliert. Der Entwurf des aktuellen
Programms wurde dem Gesamtvorstand bereits in Eck-
punkten bei seiner Sitzung im November 2005 vorgestellt.
Jenes Eckpunktepapier ist auch in einem Workshop auf
der Bundestagung der BAG W (November 2005) weitest-
gehend positiv diskutiert worden.
Im Mai d.J. wurde der Entwurf an die BAG W-Mitglieder
versandt, da der Gesamtvorstand es der Bedeutung eines
Wohnungspolitischen Programms für angemessen hielt,
den Entwurf vor der Verabschiedung durch den Gesamt-
vorstand in der gesamten Mitgliedschaft der BAG W zir-
kulieren zu lassen. 
Der Fachausschuss Wohnen hat sich bemüht, in der am
27. Oktober 2006 dem Gesamtvorstand vorgelegten – und
dann auch verabschiedeten – Fassung des Programms
die Rückmeldungen zu berücksichtigen. 

Werena Rosenke, stellv. Geschäftsführerin BAG W
und zuständige Fachreferentin 

werenarosenke@bagw.de
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